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Zürich Die Forderung nach einer
stärkeren Vertretung der Frauen an
den Schalthebeln der Wirtschaft ist
ein zentrales Thema am nächsten
Freitag, dem Internationalen Frau-
entag. Die SonntagsZeitung hat aus
diesem Anlass erstmals die neuste
Entwicklung in den Verwaltungs-
räten aller rund 120 000 schweize-
rischen Aktiengesellschaften unter-
sucht, vom Kleinunternehmen bis
zum Grosskonzern. 19,3 Prozent
der seit Oktober 2018 neu in den
Verwaltungsrat gewählten Perso-
nen sind Frauen.

Damit bleibt die breite Masse
der kleineren Unternehmen weit
hinter den Grosskonzernen zu-
rück. Letztere haben im vergange-
nen Jahr 36,8 Prozent der neu ver-
gebenen Verwaltungsratsmanda-
te durch Frauen besetzt, wie aus
der Diversity-Studie des Zürcher
Beratungsunternehmens Egon
Zehnder hervorgeht.

Im internationalen Vergleich
unterdurchschnittlich

Die Auswertung von 26 094 Mu-
tationsmeldungen des Schweize-
rischen Handelsamtsblatts seit Ok-
tober 2018 gewährt – anders als
die bisher bekannten Studien-
ergebnisse – Einblick in die voll-
ständige Schweizer Unterneh-
menslandschaft und ermöglicht
eine Auswertung auf einer breite-
ren Datengrundlage. Demnach
wurden in den vergangenen fünf
Monaten in mehr als 12000 Unter-
nehmen Mutationen auf Verwal-
tungsratsebene gemeldet. Bei den
seit Oktober neu besetzten Präsi-
dentenämtern machte der Frauen-
anteil 12,7 Prozent aus.

Im europäischen Vergleich der
Grossunternehmen schneidet die
Schweiz unterdurchschnittlich ab.
Eine Verschiebung des Geschlech-
terverhältnisses hin zu mehr Frau-
en in Verwaltungsräten findet zwar
statt. Doch mit einem Frauenan-
teil von 21 Prozent liegt die
Schweiz im Vergleich mit neun an-
deren europäischen Ländern auf
dem zweithintersten Platz. Das
Thema bleibt über den Frauentag
hinaus aktuell. Sven Cornehls

Frauenanteil
bleibt gering

Neue Verwaltungsräte sind
zu vier Fünfteln männlich

Tiefer Anteil der Frauen bei
Neueintritten in Schweizer Firmen

Quelle: Schweizerisches Handelsamtsblatt

Frauen 19,3 %

Männer 80,7%

Schweiz abgeschlagen

Frauenanteil in Verwaltungsräten
der Unternehmen im Aktienindex
Stoxx Europe 600 (in Prozent)

Frankreich 44,5
Italien 36,6
Deutschland 33,9
Finnland 33,4
Belgien 33,3
Niederlande 31,8
Grossbritannien 30,0
Spanien 24,6
Schweiz 21,5
Tschechien 19,5

Quelle: EuropeanWomen on Boards
Index, kantonale Handelsregister

Simone Luchetta

In NewYork ist es 11 Uhr morgens. Tim
Wu, der an der Columbia Law School
lehrende Publizist und Rechtsprofes-
sor, erscheint im Trainer zum Videoge-
spräch. Unter der Regierung Obama
war er Sonderberater der US-Handels-
kommission und des Nationalen Wirt-
schaftsrats. Er ist einer der profiliertes-
ten Kommentatoren der US-Technolo-
giewirtschaft und prägte den Begriff
«Netzneutralität». Dieser besagt, dass
alle Daten bei der Übertragung im Inter-
net gleich behandelt werden.

Haben Sie einen Facebook-Account?
Ich habe ihn gelöscht. Es war einfach
genug. Die Firma hat einmal zu viel be-
wiesen, dass es ihr an Ethik mangelt,
dass sie bereit ist, die Öffentlichkeit zu
belügen und Geld über wichtigere Wer-
te zu stellen. Facebook kann man nicht
trauen.
Sie halten auch Facebooks
Geschäftsmodell für schädlich:
die Verwertung von Nutzerdaten
fürWerbung. Warum?
Aufmerksamkeit und Daten sind die
wertvollsten Ressourcen der Zukunft.
Darum besteht das Geschäftsmodell
von Facebook, Google, Amazon und
anderen darin, so viel davon aus uns zu
saugen wie nur möglich. Deshalb ha-
ben sie ihre Produkte so gebaut, dass
sie süchtig machen.
Sie nehmen alles von uns, aber wir
bekommen wenig zurück.
Genau. In den USA gibt es jetzt eine
starke Bewegung, die das nicht mehr
akzeptiert, die Leute ändern ihr Leben,
halten Kinder vom Computer fern.
Was heisst das?
Sie lassen sie nicht mehr spielen auf
iPads und Handys. Sie sagen sich: weg
vom Schirm.
Nur noch ein halbe Stunde pro Tag?
Nein, extremer, überhaupt nicht mehr.
Wie gehen Sie persönlich mit
dem Aufmerksamkeitshunger
der Internetfirmen um?

Ich habe bildschirmlose Zeit- und
Raumzonen eingerichtet. Zu Hause gibt
es keinen Bildschirm und nach 18 Uhr
und am Wochenende ebenfalls nicht.
Ich fühle mich so besser und gesünder.
Ich habe zwei Kinder, zwei und fünf
Jahre alt. Mir ist es wichtig, wirklich
präsent zu sein, wenn ich mit ihnen zu-
sammen bin. Das alles geht einher mit
der Bewegung für gesünderes Essen,
Bionahrung, Slow Food, der Sorge um
die Umwelt. Ich bin nicht perfekt, aber
das sind meine Regeln.
Sie werfen Google und Facebook
vor, dass sie an Fake News schuld
sind und unmerklich unsere
Entscheidungen beeinflussen.
Ja. Sie beherrschen das Internet und ha-
ben damit eine fundamentale Macht
darüber, was wir denken und was wir
lesen. Ihnen gehört zusammen mit
Amazon und ein paar anderen die Zu-
kunft. Diese Machtkonzentration be-
unruhigt mich.
Was lässt sich dagegen tun?
In den Vereinigten Staaten gibt es eine
Tradition, wie man mit dem Problem
der Grösse von Firmen umgeht. Es gibt
Gesetze, auch in Europa, um sie in klei-
nere Stücke aufzuteilen. Bei Facebook
wäre das einfach, weil es sich so viele
Konkurrenten einverleibt hat.
Whatsapp, Instagram...
... sollte man aufteilen, und schon gibt
es Wettbewerb. Von Google könnte man
Google Europa abtrennen und den Rest
in Google Search und in seine Ökosys-
teme aufteilen und so die Machtkon-
zentration vermindern.
Mark Zuckerberg und Larry Page
werden das nicht gern hören.
Nein, aber sie müssen den Gesetzen ge-
horchen.
Werden die Gesetze denn nicht
angewendet?
In den USA kam das Kartellgesetz zum
letzten Mal bei Microsoft zum Einsatz,
als es um den Browser ging. Europa hat
mit ähnlichen Gesetzen Google etwas
herumgescheucht, aber sie sollten noch
viel frecher genutzt werden.

Elefanten gibt es nicht nur in der
Technologiewelt.
In der Tat werden weltweit viele Wirt-
schaftssektoren von zu wenigen Firmen
getragen. Die Wirtschaft hat sich in eine
Monopolwirtschaft verwandelt. In den
USA haben wir viele Branchen, die von
Monopolen bestimmt sind: Fernsehen
und Kabelnetze, Fliegerei, Spitäler, Ver-
sicherungen, das Bankwesen. Diese we-
nigen Firmen führen zunehmend das
Land, während seine Menschen die
Kontrolle über ihr Leben und ihre Ent-
scheidungen verlieren.
Grosse Konzerne bedrohen die
Demokratie, schreiben Sie in Ihrem
neusten Buch. Wie das?
Die Wähler in den USA wollen vieles:
besser kontrollierte Medikamentenprei-
se wie in der Schweiz, höhere Steuern
für die Reichen und tiefere für den Mit-
telstand, bezahlten Elternurlaub. Da-
für gibt es in der Bevölkerung grosse
Mehrheiten, aber solche Richtlinien
bleiben Wunschträume, weil die Fir-
men und Monopole die Regierung sehr
stark kontrollieren. Es wird zu einer
grossen Krise in den USA kommen, weil

die Leute das nicht mehr aushalten.
Deshalb wählten sie Trump.
Wollen Sie sagen, dass die grossen
Firmen und die Regierung
zusammenspannen?
Ja, genau.
Sie haben einst für Google
gearbeitet. Enttäuscht?
Ja. Google wurde von wirklich guten
Leuten gegründet. Aber sie haben Feh-
ler gemacht.
Das Geschäftsmodell geht doch auf.
Aber es ist nicht gesund. Google hat
sich selbst in eine miese Lage manöv-
riert und muss ständig noch mehr Geld
machen, das ist die Regel im US-Busi-
ness. Sie sind in die eigene Falle getappt.
Wenn du nicht grösser wirst, bist du tot.
Das tut ihnen wirklich weh.
Alle Firmen wollen doch wachsen.
Klar, aber wie viel ist genug? Die gros-
se Frage für das nächste Jahrzehnt ist
doch: Können wir Firmen hervorbrin-
gen, die profitabel und gesund sind,
aber nicht so vom Wachstum abhängig,
dass sie ihre Ethik über Bord werfen und
ihr Produkt verschlechtern müssen?
Gibt es Vorbild-Firmen?
Ja, zum Beispiel Kickstarter, Wikipedia,
Patagonia. Und die «NewYork Times».
Warum die «NewYork Times»?
In ihrem Leitbild steht, dass Profit
zweitrangig ist. An erster Stelle steht
das Produkt. Sie könnte mehr Geld ver-
dienen, wenn sie Reporter entlassen
würde, aber das tut sie nicht, weil das
Produkt leiden würde.
Facebook dagegen war nie eine
idealistische Firma.
Nein, immer etwas opportunistisch.
Anders als Google oder Twitter. Aber
diese haben es verpasst, Strukturen zu
schaffen, damit sie ihre Ideale erhalten
können.
Die Online-Riesen werden nichts an
ihremVerhalten ändern.
Nein, weshalb die Regierungen aktiv
werden müssen. Wir müssen die gros-
sen Online-Imperien zerschlagen und
stattdessen viele installieren – also fö-
deralistisch werden wie die Schweiz.

«Wirmüssen die Imperien
der Online-Welt zerschlagen»

TimWu, einer der einflussreichsten Kritiker der Internetmonopolisten,
hält die Machtfülle von Google und Facebook für schädlich – und fordert ihre Aufteilung

Geliebt und
gehasst:

Firmensitz von
Facebook in
Menlo Park

Foto: Laura Morton/Laif

Bestsellerautor TimWu, 46, ist Profes-
sor fürWettbewerbs-, Urheber undTele-
kommunikationsrecht anderColumbia
University Law School in New York. Zu
seinen erfolgreichenBüchern gehören
«Aufstieg undNiedergangderMedien-
imperien» und «Wer kontrolliert das
Internet?». Am13.März hält er amGott-
lieb-Duttweiler-Institut inRüschlikonZH
einen Vortrag. (luc)

Berater und Bestsellerautor
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Basel Marco Gadola muss ein
Supermann sein. Diese Woche
wurde der Chef des weltgrössten
Zahnimplantateherstellers Strau-
mann als neuer Verwaltungsrats-
präsident der Wäsche- und Sport-
bekleidungsgruppe Calida nomi-
niert. Ab nächstem Jahr soll er auch
Verwaltungsratspräsident des Ver-
triebs- und Dienstleistungskon-
zerns DKSH werden.

Damit nicht genug: Gadola
wurde zudem für den Verwal-
tungsrat des Präzisionsherstellers
Mettler Toledo vorgeschlagen und
soll 2020 in den Verwaltungsrat
von Straumann gewählt werden.
Bereits jetzt sitzt der 56-Jährige im
Verwaltungsrat der MCH-Gruppe
(Messe Schweiz) und der Anlage-
und Verwaltungsgesellschaft Avag,
welche die Basler Privatbank Bau-
mann & Cie kontrolliert.

«Wasmacht er, wenn es eine
Krisensituation gibt?»

Die vielen Mandate passen schlecht
zum modernen Konzept der guten
Unternehmensführung. Scharf kri-
tisiert wird Gadola deshalb von der
Aktionärsvereinigung Actares:
«Seine Ämterkumulation erscheint
massiv», sagt Geschäftsführerin
Nicole Weydknecht. «Die Mitglie-
der eines Verwaltungsrats müssen
ihre Mandate so einschränken,
dass sie mit der erforderlichen
Sorgfalt und Verfügbarkeit ausge-
übt werden. Das scheint im Fall
von Marco Gadola fraglich.»

Auch Christophe Volonté von
der Nachhaltigkeits-Ratingagen-
tur Inrate übt Kritik. Er kann zwar
noch nicht sagen, welche Abstim-
mungsempfehlung Inrate zu Ga-
dolas geplanten Mandaten aus-
sprechen wird. Doch er sagt: «Das
Problem besteht vor allem dann,
wenn es gleichzeitig an zwei Or-
ten kriselt und der Verwaltungsrat
sich intensiver mit dem Unterneh-
men auseinandersetzen muss.» In

dieselbe Kerbe haut Silvan Felder,
Inhaber und Geschäftsführer der
Firma VR Management, die Ver-
waltungsräte für Unternehmen
sucht. Er fragt sich: «Was macht
Marco Gadola, wenn es in mehr
als einem dieser Unternehmen
eine Krisensituation zu bewältigen
gilt?»

Sowohl die Calida-Gruppe als
auch DKSH geschäften in Bran-
chen, die gegenwärtig durchge-
schüttelt werden. Die Bekleidungs-
branche in den Hauptmärkten
Frankreich, Deutschland und der
Schweiz ist übersättigt. Zudem
steckt Calida wegen der Digitali-
sierung in einer schwierigen Um-
bauphase. Und DKSH kämpft seit
Jahren in Asien damit, endlich den
lang versprochenen Wachstums-
boom zu realisieren.

Vincent Kaufmann, Direktor
von Ethos, der Stiftung für nach-
haltige Entwicklung, verweist auf
ihre Richtlinien zur Ausübung der
Stimmrechte. Danach soll eine Per-
son ohne Führungsaufgabe in
einem börsenkotierten Unterneh-
men höchstens fünf Verwaltungs-
ratsmandate ausüben. Dabei zählt
Ethos die Funktion des Verwal-
tungsratspräsidiums doppelt. Nach
diesen Kriterien sprengt Gadola
die Grenzen der Richtlinien.

Die Machtballung fällt auf und
gab am Freitag bei der Präsenta-
tion des Zahlenreigens der Calida-
Gruppe unter Analysten zu reden.
«Er taucht als Verwaltungsrat an
allen Ecken und Enden auf», meint
einer. «Er hat als Straumann-Chef
aber auch einen Superjob ge-
macht», erwidert ein Kollege von
der Konkurrenz.

In der Tat ist die Leistung von
Gadola als Chef von Straumann
beachtlich. Er besetzt seit Jahren
einen Spitzenplatz auf der Schwei-
zer Hitliste der besten Chefs mit-
telgrosser Unternehmen. Die
Rangliste des Finanzanalyseunter-

nehmens Obermatt misst die ope-
rative und die Wachstumsperfor-
mance sowie die Aktienrendite
eines Unternehmens.

Marco Gadola weist die Kritik
der Aktionärsvertreter zurück: «Ich
bin überhaupt kein Supermann,
aber ich traue mir diese Mandate
zu.» Er werde erst 2020 Verwal-
tungsratspräsident von DKSH und
Verwaltungsrat bei Straumann.
«Ab dann werde ich nicht mehr
operativ als Straumann-Chef tätig
sein», verteidigt er sich. «Es gibt
Personen, die eine zweistellige An-
zahl Verwaltungsratsmandate aus-
üben.» Und überhaupt: Er sei be-
reits seit 2011 Verwaltungsrat bei
der Calida-Gruppe und kenne als
Vizepräsident die Firma bestens.
Zudem werde er bei DKSH als ehe-
maliger Finanzchef und Leiter der
Region Asien/Pazifik von Panal-
pina viel Erfahrung mitbringen.

Gadola will aus mindestens
einemVerwaltungsrat austreten

Gadola kündigt ausserdem an, er
werde schon ab Mitte 2019 Man-
date abgeben. «Ab 2020 werde ich
nicht mehr als eine Handvoll Ver-
waltungsratsmandate ausüben.»
Aus welchen Verwaltungsräten er
austreten werde, sei noch nicht öf-
fentlich gemacht worden. Es ist an-
zunehmen, dass er sein Mandat
bei der kriselnden MCH-Gruppe
abgeben wird.

Ist er wenigstens privat für sei-
ne Frau der Supermann? «Ich bin
geschieden, und meine beiden Bu-
ben sind erwachsen. Von daher bin
ich privat nicht so gefordert», sagt
er. Was reizt ihn denn daran, gleich
zwei Präsidien derart gewichtiger
Unternehmen anzunehmen? Ist es
der Lohn? «Überhaupt nicht,» sagt
er. Er verdiene künftig nur ein Drit-
tel von dem, was er jetzt als Chef
von Straumann erhalte. «Aber
mich reizen die Aufgaben.»

Gret HeerÜbernimmt er sich? Marco Gadola, künftiger Multi-Verwaltungsrat Foto: Kostas Maros/13 Photo

Aktionärsvertreter kritisierenMachtballung vonMarcoGadola
Der Straumann-Chef soll Präsident des Handelskonzerns DKSH und desWäscheherstellers Calida werden. Zudem strebt der 56-Jährige,

der bereits in zwei Verwaltungsräten sitzt, zwei weitere Mandate an. Er mute sich damit zu viel zu, finden Aktionärsaktivisten

Arthur Rutishauser

London Nun holt die Moçam-
bique-Affäre die Credit Suisse
doch noch ein. Am Donnerstag
hat der Generalstaatsanwalt des
bettelarmen südostafrikanischen
Landes am Londoner High Court
of Justice Klage gegen die Credit
Suisse, ehemalige Mitarbeiter, die
russische Bank VTB und weitere
Verantwortliche eingereicht.

Gemäss eigenen Angaben wol-
len die Moçambiquer insbesonde-
re, dass sie nicht mehr für eine An-
leihe in der Höhe von 622 Millio-
nen Dollar geradestehen müssen,
welche die Credit Suisse vor ein
paar Jahren für sie herausgegeben
hat. Zudem verlangen sie, dass sich
die Bank an der Rückzahlung eines
weiteren Kredits von 535 Millio-
nen Dollar beteiligt. Betroffen von
der Klage ist auch ein Eurobond
im Wert von 727 Millionen Dol-
lar. Insgesamt geht es also um Kre-
dite an Moçambique in der Höhe

von rund 2 Milliarden Dollar aus
den Jahren 2013 und 2014. Diese
wurden teilweise an den interna-
tionalen Geldgebern vorbeige-
schmuggelt. Der Internationale
Währungsfonds verweigerte Mo-
çambique in der Folge jegliche
Geldzahlungen. Die Rückzahlung
der Kredite ist teilweise ausgesetzt.

NelsonMandelasWitwe fordert
die Bank zumVerzicht auf

Die Credit Suisse, die bislang zur
Klage geschwiegen hat, äussert sich
nun gegenüber der SonntagsZei-
tung erstmals. Sie weist jegliche
Schuld von sich: «Die Credit Suisse
ist über die Äusserungen des Ge-
neralstaatsanwalts von Moçam-
bique informiert und hält fest, dass
sie nicht in die erwähnte Moçam-
bique-Asset-Management-Trans-
aktion involviert war», sagt Spre-
cher Andreas Kern. Im Übrigen
habe die Bank bisher keine Klage-
schrift erhalten. Wenn ihr eine sol-
che zugestellt wird, werde die Cre-

dit Suisse vor Gericht darauf ant-
worten, so Kern weiter.

Der Fall Moçambique ist für die
Credit Suisse imageschädigend,
weil die verarmte Bevölkerung des
Landes unter den Einschränkun-
gen des Internationalen Wäh-
rungsfonds leidet. Zahlreiche Per-
sönlichkeiten forderten die Bank
in einem offenen Brief dazu auf,
das Geld nicht abzuschreiben.
Unter den Unterzeichnern war
Graça Machel, die Witwe des frü-
heren südafrikanischen Präsiden-
ten Nelson Mandela sowie auch
des ersten Präsidenten von Mo-
çambique, Samora Machel.

Offiziell waren die 2 Milliarden
dazu gedacht, in Moçambique eine
Thunfischfangflotte aufzubauen,
die Infrastruktur für die Erschlies-
sung und Nutzung von Gasfeldern
zu verbessern und die Küstenwa-
che zu verstärken. Allerdings gin-
gen mindestens 200 Millionen
Dollar in Form von versteckten
Zahlungen (sogenannten Kick-

backs) an korrupte Beamte. Zudem
wurden Waffen gekauft.

Inzwischen hat sich die US-Jus-
tiz in den Fall eingeschaltet. Drei
ehemalige Credit-Suisse-Mitarbei-
ter, beteiligte Anleger und der ehe-
malige Finanzminister von Mo-
çambique wurden angeklagt, nicht
aber die Bank selber. Anfang Jahr
kam es zu spektakulären Verhaf-

tungen. Bis heute stellt sich die
Credit Suisse aber auf den Stand-
punkt, sie sei vom Fall nicht betrof-
fen. Die angeklagten Ex-Mitarbei-
ter hätten die internen Kontrollen
umgangen, und man arbeite mit
den Behörden zusammen.

Dass nun Moçambique gegen
die Credit Suisse klagt, kommt für
die Bank ungelegen. Denn vor
zehn Tagen hat eine US-Richterin
Klagen von vier Pensionskassen
aus den USA gegen die Bank, ihren
Chef Tidjane Thiam und andere
Manager zugelassen. Die Credit
Suisse nahm 2016 zwei Abschrei-
bungen vor, die zu einem Verlust
führten. Die Aktien der Bank ga-
ben nach dem Bekanntwerden um
11 Prozent nach. Allerdings ging
die Nachricht etwas unter, weil die
UBS gleichzeitig von Frankreich
zu einer Zahlung von 5,1 Milliar-
den Franken verurteilt wurde. Der
Aktienkurs beider Schweizer
Grossbanken ist wegen der Rechts-
fälle seit längerem im Keller.

Credit Suissewehrt sich gegenKlage
imMoçambique-Korruptionsfall

Die Bank weist den Vorwurf zurück, sie habe das Land in die Schuldenfalle getrieben
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